Nachschlagewerk: Ja
Amtliche Sammiung: ja

BGB §§ 126 Abs. %, 566

Wird in oinem von den Parteien unterzeichneten Mietvertrag

auf weitere vaon ihnen nicht unterzeichnete ﬁrkunden Bezug
genonmen, so miissen sie filir die ¥rfiilllung dexr Schriftform
derart mit der Haupturkunde verbunden werden, daf entweder

die Auflvsung der Verbindung nur mit teilweiser Substanz-
zerstérung méglich ist (so bei ieften mit Paden, anlcimen)

ader die krperliche Verbindung mufl als dauernd gewollt erkenn-—
bar sein und ihre Losung Gewaltanwendung erfordexn (so heften
mit Hefimaschinen). Ob fiir besonderc Fille geringere Anfor~
derungen zu stellen sind, bleivt offen.

BGH, Urt. vom 13. November 1963 - V ZR 8/62 - OLG Frankfurt
‘ : LG Darmstadt
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Verkiindet

am 1%, Novenmber 1963
Juntizhauptsekretir
als Urkundsbeamter

der Geschiftsstelle

Im HNamen des Volkes

- In den Rechtastreis

1. deg Lehrers i.R, Michecl D (NN - r-GEEED.
}_weg @ b, |
2, dessen Eheirau Maric D (NN zc-. B, i:sclvst,

Kléger, Berufungsbeklagten und Revisionskléger,
~ ProzeBbevollmichtigter: Rechtsanwalt Dro——

- gegen

dic Gemeinniitzige Baugenossenschaft "E\q eGmbH in
D ges.vertr.d, den Vorstand Ludwig W in Da
oo I, e Fiv“ @, Philipp A
, Dafi D

by vog @B und ¥illy ¥# , In
Beklagte, Berufungskligerin und Revisionsbeklagte,

H

- Prozefbevollmiéchtigter: Rechtsanwelt Dr. (NEENEND -
Nebenintorvenienten auf Seiten der Beklagten:

1. Heinrick VR in Do N-EENER. Corlo-:i (-
strafic @,

2. Johannes Bi(INEEENEin DN In der XD E,

- ProzeBbevollmichtigter I. Instanz: Rechtsanwalt Drﬂ
a o . in DR, © str -

hat der V. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die mindliche
Verhondlung vom 9. Oktover 1963 unter Mitwirkung dos Senatspri-
sidenten Dr. Tasche sowie der Bundesrichier Schuster, Dr. Rothe,
Fr. Freitag und Dr. Mattern ' '

fir Recht erkannt:

Dic Revision gegen das Urteil des Zivilsenats in Darm-
stadt des Oberlandesgerichts Frankfurt (Main) vom 30.
November 1967 wird auf Kosten der Klidger zuriickgewiesern,

Von Rechts wegen
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Tatbestand:

Die Klédger sind Mitglieder der Beklagten, die durch jewcils
zvel Vorstandsmitgliceder vertretem wird. Durch Kaufvertrag vom
24. Oktober 1955 des Notars LS in Do crvwarben sic
von der Beklagton das Hausgrundstiick Tl . I cc
81 b. Ein in dem Gebdude eingerichteter Laden mit Nebenrdumen
wor im Zeitpunkt des Kaufabschludsesan Alfred K vermictet.
Urspriinglich hatte die Beklagte mit den Eheleuten Werner Igge am
3. September 1953 mit Nachtrag vom 30. September 7953 2inen
schriftlichen Darlehensvertrag abgeschlossen, auf Grund dessen
dic Ehcleutc L@mder Beklagten fir die Errichtung dieses lLadens
ein zinsloses Darlehen von 2 500 D gewdhrten, das ab 1, Juli
1954 wit jahrlich 5 % ge.tilgt'werden gollte. In § 5 diescs Ver-
trages ist besztimmt, da der noch abzuschlieBende KMietvertrag
vor lzrlchensriickzahlung nur bei vertragswidrigem Verhalten des
Micters gekiindigt wenden kPnne. Fiir den Fall der Beendigung des
Mietverhéltnisses vor Ablauf der Tilgungsszeit sieht § 6 in den
Absgtzen 1 und 2 vor, daB sich die Parteien in erster Linie um
einen necucen Mieter bemithen sollen, der in den Darlchensvertrag
cintritt. Polls dies nicht gescheho, solle die Vermieterin ver-
pflichtet sein, das Darlehen gemdB § 4 des Vertrages, d.h. mit
jdhrlich 5 %, weiter zu tilgen. Abs. 3 des § 6 lautete dann:

"Unbeschadet hiervon bleibt es dem Vermieter iiberlassen,
den Darlchensrest nmach Ablauf von 10 Jahren auf ginmal
an den Mieter zuriickzuzahlen.!

www.prinz.law

In einem von den damaligen Vorsten@smitgliiedern der Beklagten,
v/ vnd Bickelhaupt, unterzeichneton Schreiben vom *0. Dezem-

ber 1953 an den Micter 14 wird erklart, daB dexr Laden ab 11,
Dezenber 1953 an Igj) gcgen eine einstweilige Rutzungsgebiihy von
monatlich 75 DK vermictet werde. Die endgilltige Nutzungsgebiihr
kinne erst nach Bauabrechrung festgestellt werden., Denn kénne
auch der Hutzungsvertrag ausgefertigt werden., Diesces Schreiben
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ist von L@@nit dem Vermerk "Anerkannt" unterzeichnet worden,

Er {ibernahm den Laden und zahlte die vereinbarte Vergiitung.

Auf Grund des schriftlichen "Nachtrags zum Darlehensvertrag

vom 3,9.1955 und dem Mietabkommen vom 10.12.7953" vom 2. Oktobhe;
1954, der von den Vorstandsmitglicdern VN una BN
der Beklagten sowic von LEEMund KEEME unterschrieben ist, trat
s1fred KJJIR. der des Geschéft des Vormieters L@ pachtweisc
iilbernounen hatte, ab 1. Oktober 1954 unter Ubernahme aller Rochtg
und Pflichten in das Vertragsverhilinis zwischen U@l und der
Beklagten cin. § 2 dos Nachtrags vem 2. Oktober 1954 lautet:

"Die Mietdauer entspricht der 20jihrigen Tilgung des
Minterdarlehens und erstreckt sich auf die Zeit vom
1.10.1954 bis 30.9.1974."

Gem#f § 3 ist der AbschluB eines endgiiltigen Nutzungsver-
trags nach erfoigter Abrechnung des Hauses vorgesehen.

Das Bestehen eines Mietverhidltnisses mit K[ war den
Kldgern boei AbschluBl des Kaufvertrages bekannt. Den Vertrag vom
3./30. September 1953 hatte der Kliger, der die Verhandlung zu-
gleich fiir soine Ehefrau fiihrte, vor VertragsabschlufBl geschen
und golesen. Nach Ubernshme des Grundstiicks durch dic Xlager.
haben diesc am 10. Yebruar 1956 mit den Fheleuten K cinen
gehriftlichen Mietvertrag geschiosscn, dessen § 4 (Mictzeit)
lautet: '

"Der AbschluB des Mietvertrags und die Mietdauer erfolgt
auf Grundlagce des bereits vorliegenden Darlehensverirags
eoso VOM 3. September 1953 und dem Nachtrag .ccco..o vOm
2. Oktober 1954 und entspricht im Wortlaut demselben."

Beide ‘Parteien legen jetzt das Vertragsverhiltnis mit LEE/
K@ insbesondere auch bereito den Darlehensvertrag vom
z,/%0. September 1953 dchin aus, daB der Mietvertrag von denm.
Bigentiimer auch bei vorzeitiger Riickzahlung des Darlehens crst
nach 20 Jahren in iego der ordentlichen Kundigung beendet werde.
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kénne, wihrend sie frither der Auffassung waren, daB nach 0
Jahren bei Riickzahlung des Darlehensrestes eine Xiindigung
moglich sei. Diesen Standpunkt hatte die Beklagte durch ihr
fritheres Vorstandsmitglied Wl den Xligern gegeniiber und
noch inm Schreiben ihres Anwalts vom 9. Mirz *958 vertreten.

Die Kldger haben behauptet, ihre urspriingliche Annahme,
das KMietverbiltnis mit X{JEI konoe bei Riickzahlung des Dar-
lehens nach 10 Jahren gekiindigt werden, beruhe auf einer schon
vor AbschluB des Kaufvertrags abgegebenen Erklirung der Vor-
standsnitglieder Wil vns P ior Bekxlagten. Der
Vertrag vom 2. Oktober 1954 iiber den Eintritt KN in das
Vertragsverhiltnis sei den Kl&gern vor AbschluBl des Kaufver-
tragg iiberhaupt nicht geceigt worden. DaB das Mietverhdltnis
tatsgehlich 20 Jahro lang nicht gekiindigt werden kdnne, seci
ihnen erst nachtridglich durch ihren jetzigen ProzeBbevollméch-
tigten mitgeteilt worden.

Die Kliger haben beantragt,

die Beklagte zu verurteilen, an sie am 3. September
1963 cinen Laden, den dazugehdrigen Nebenraum, einen
Koellerraum und eine Toilette im Hause Heimstdttenweg
81 b zu Ubergeben. -

Die Beklagte und die Nebenintervenienten Vil vna =N
haupt, die nach Sireitverkiindigung durch die Beklagie dieser bei-~
getreten sind, haben beantragt, '

die Klage abzuweisen.

Die¢ Beklagten haben bestritten, daB der Zeuge _ gchon
vor Abgschluf des Kaufvertrags erkldrt habe, der Mietvertrag wmit
X xnnc nach 10 Jahren gekindigt werden. SR hove
cich zu dieser PFrage iliberhaupt nicht geduBert. SHmtliche Vertrige,
insbesonderc zuch der Nachtrag vom 2. Oktober 1954, seien von
den Klégern vor VertragsabschluBl cingesehen worden.
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Das Landgericht hat nach Vernehmung der Zeugen WM.

D v i X dic Beklagte zur Ubergabe der vermiote-
ten Geschdftsrdume am 30. September 1964 verurteilt.

Dic Beklagte hat Berufung mit dem Ziel der Klagabweisung
eingelegt. Die Klidger haben Zuriickweisung derx Berufﬁnghbeantrqn
und" haben hilfsweise AnschluSberufung eingelegt mit dem Antrag,
die Beklagte zu verurteilen, die Kléger von dem Mietrecht der
Ehcleute K@P insoweit zu befreien, als das Mietverhiltnis
auch iber den 30. September 1964 hinaus bei Riickzahlung des
Baukostenzuschusses nicht durch ordentliche Kiindigung beendet
werden kann. ’ ' - ‘

Die Beklagte hat behauptet, den Kligern sei bekannt gewesen,
dad Vi a11cin keine verbindliche Erkl#rung fir die Beklagte:
habte abgeben kénnen, wihrend die Klidger bestritten haben, die
' Satzungsbestimmung diber die Vertretungsbefugnis fiir die Beklagte
gekannt zu haben.

Das QOberlandesgericht hat die Klage ébgewieseno'

Mit der Revision verfolgen die'Klﬁger ihre_Berufungéantrage
weiter. Die Beklagte bittet um Znriickweisung des Rechtsmiitels.

Die Nebenintervenienten haben am zwoiten und dritten Rechts
zug nicht mehr teilgenommen. - '

wﬂntschg;méggzﬂsggi |
I.
bas Berufungsgericht filhrt u.a. aus:
1. Zutreffend sei die nunmehrige Auslegung der Parteieh,
daf der Mietvertirag vor Ablauf der planuidfigen 20jihrigen Tilgunf

zeit fir dag Miecterdarlehen nicht durch ordentliche Kiindigung
becndet werden korne (§§ 4, 5, des Darlehensvertrages) und daB
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§ 6 Aba, 3 des Darlehensvertrags (Mglichkeit einer vorzelitigen
Tilgung des Larlehens nach Ablauf von ‘0 Jshren) nur im Falle
der vorzeitigen Beendigung des Mietverh#linisses gelte. Der
gesamte Inhalt des Nachirags spreche dafiir, daB mit dieser Verein-
barung auBer dem Mieterwechsel cine inhaltliche inderung des bis-
herigen Vertrags nicht gewollt gewewen sei. Eine solche hitte
aber vorgelegen, wenn der neue Vertrag (mit KNI auf 20 Jahre
abgeschlossen worden wire, wihrend dem Vormieter Lgglgcgeniiber
nach 10 Jahren hitte gekiindigt werden kodnnen. Habe algo weder
der erwdghnte Vertrag mit K[ noch der nach dem Verkauf abge-
schlossene) Vertrag zwischen den Kligern und XN einc inde-
rung gegeniiber der urspringlichen Vereinbarung (zwischen der
Beklagten und L@ gebracht, so bedeute die Kenntnis des Kligers
von der sich aus dem Vertrag vom 3./30. September 1953 ergcbenden
Dauer des Mietverhﬁltnisse:._s_ mit Ll zugleich auch Kenntnis der
auer des beim kiduflichen Erwerdb des Grundstiicks bpestehenden
Hietvorhiltnisses mit K/INGD.

2, Unstreitig sei dem Kléger, der die Verhandlungen auch fir
seine Fhofrau mit deren stillschweigenden Vollmacht gefiihrt habe,
der Vertrag vom 3./30. September 1953 vor AbschluB des Xaufver-
trogs gezeigt viorden und er habe unstreitig speziell auch die
Begtimmungen iiber die Mietdauex gélesenJ Deamit sei dem Xléger
die sich aus dem Vertrag cergebende 20jahrige Unkiindbarkeit bekannt
gewesen. Eine unrichtige Auslegung der Vertragsbestimmungen miisse
zu Losten des Kligers als des Kiéufers gehen, und zwar zuch dann,
venn sie auf einer entsprechenden Auskunft des Zeugen Veitzel
beruhen solltc. Zwar geniige zur Kenntnis eines Rechisumangels im
Sinn des § %39 BGB nicht dic Kenntnis der Tatsachen, aus denon
er folge, sondern der Kiufer miisse auch die rechtliche Folge der
ihm bekonnten Tatsachen kennen (BGHZ 13, 347). Andercrscits
schliefle ein Irrtum tiber dic rechtliche Tragweite (RGZ 52, 767)
oder wirtschaftliche Tragweitc (BGH NJVW 195%, 705) eines Rechts-—
mangels die Kenntnis von dem Rechtsmengel selbst nicht aus.
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Mit der Kenntnis des Textes eines urkundlich niedergelegten
Vertrages erhalte ein Kdufer Xenntnis von dem Vertrag in seiner
objektiven Bedeutung, so daB ein Auslegungsirrtum grundsétzlich
zu scinen lLasten gehen miisse. Das gebiete die wohlverstandenc
Interessonabwagung gwischen Verkidufer und Kiéufer. Die Auslegung
von Vertrdgen sei ndmlich oftmals zweifelhaft, Streit iiber die
Auslegung werde. sich hdufig erst im Laufe der spiteren Vertrags-
abwicklung ergeben und sich zundchst nicht itbersehen lassen.

Es niisse daher zur Information des Kdufers iiber bestehende Rechte
Dritter billigerweise geniigen, daB der Verkdufer dem Kiufer Kemni
nis von den Urkunden gebe, aus denen sich diese Rechte ergiben.
Durch dic Kenntnisnahme des Kiufers von dem Vertragswortlaut word
dic Annahme gerechtfertigt, daB der Kaufer die sich aus dem
Rochtsmangel ergebende Gefahr iibernchmen wolle, wie dies der
Grundgedanke des § 439 BGB sei. Auch Auslegungsschwierigkeiten
gehorten zu dem Risiko, daos der Xiufer damit iibernehme. :

Gehe aver der Auslegungsirrtum zu Lasten des Kdufers, so
gei es auch unschidlich, wenn der Verkdufer selbst einem Aus~
legungairrtum unterlegen sei und diesc irrtiimliche Auffassung
dem Kaufer mitteile, sofern in einer solchen Erklarung des Ver-
k#ufers nicht eine vertragliche Zusickerung zu scehen sei, fir
die § 439 BGB obnedies nicht gelte. Unter dem Gesichtspunkt der
Kenntnis des Rechtsmangels komme es also nicht darauf an, ob der
Zeuge W- seine 1rrtdmllche Vertragsauslegung (Kiindigung
schon nach 10 Jahren) dem Kliger schon vor dem Kaufabschlu$
mitgeteilt habe. Ebensowenig sei von Bedeutung, ob die Kliger
auch Kenntnis vom Vertrag vom 2. Oktober 7954 gehabt hitten,
da dieser Vertrag zur Frage der Kundbarkelt keine Anderung
gebracht habe,

3, In einer Erklirung des Vorstandsmitglieds VR iver
dic Kiindigungsmdglichkeit nach 10 Jahren liege auch keine fiir
éic Beklngte verbindliche vertragliche Zusicherung, da die Beklagh
nur durch zwei Vorsicndcmitglieder nach zwingender gesetzlicher
Vorachrift und auerdem auch nach der Satzung vertreten werdes,..
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Das hdtten, meint das Berufungsgericht, die Kldger als Mitglieder
der Genossenschaft wissen miissen, so daB eine Berufung auf ihren
guten Glauben nicht in Betracht komme. DaB etwa auch das weitere
Vorstandsmitglicd KN Erklirungen iiber die Kiindigungsnog-
lichkeit abgegeben habe oder auch nur etwas von der Abgabe einer
entsprechenden Erklarung durch Wl gewuBt habe, sei nicht
bewiesen,

II.

Zum Hauptantrag der Klage (Ubergabe, Verschaffung des unmit-
telbaren Besitzes) hat das Berufungsgericht mit Recht die Klage
abgewiesen° Es fiihrt zutreffend aus, daB angesichts des Bestchens
des Mietverhdltnisses, das nach § 571 BGB auch gegen die Kléger
als Erwerber wirkte, nach dem Sinn des Kaufvertrags die Ubergabe-
pflicht (§ 433 BGB) des Verkiufers sich auf die Beschaffung des
mittelbaren Besitzes beschridnkt habe. Auch ifi Falle den Beendi-
gung des Mietverhdltnisses nach 10 Jahren, von dem die Kléger
nach ihren Behauptungen ausgegangen sind, wdre es ihre und nicht
des Verkidufers Sache gewesen, nétigenfalls durch Klage sich den
unmittelbaren Besitz an den bisher vermieteten Riumen 2zu ver-
schaffen., | '

' IIIn

i, Das Beiufungsgericht hat das Bestehen eines die Dauer eines
Jahres ifiberschreitenden Mietverirags unterstellt und demgem#B die
Erfillung der erfordexrlichen Schriftform Qines solchen Vertrags
(§ 566 BGB) nicht geprift, weil es Rechte des Xsufers aus dem
ctwaigen Rechismongel wegen Kenntnis des Kéufers vom Rechts-
mangel bei VertragsbchluBivorneint hat /§ 439BGB).

. Es kenn dahingestellt bleiben, ob dem Grundsatz des Beru-
fungsgerichts beizsustimmen ist, mit der Kenntnis des Textes einos
urkundlich nicdergelegten Mietvertrags, d.h. also mit der Kenntnis



- 9 -

dieser Urkunde kennc der Kiufer auch den Rechtsmangel. Die
Kenntnis von dem Bestehon eines die Dauer eines Jahres iiber-
schreitenden Mietverhdltnisses ist jedenfalls dann nicht gecge-
ben, wenn sich aus der Urkunde wegen Nichterfiillung der Schrift._
form ein solch langdauerndes Mietverhsaltnis nicht ergidbt. So
licegt, wie noch unter Nr. 2a zu zeigenp der Fall hinsichtlich
der auf das Mietverhdltnis Iq sich beziehenden Urkunden. Nur
fiir diese Urkunden stellt das Berufungsgericht aber fest, das
der Kléger sie vorgelegt erhalten hat, Es miifte daner die Sache
an das Berufungsgericht zurﬁckverwiesen.wérden, damit es beaziig-
lich der Urkunden iber das Mietverhdltnis der Beklagten mift
den Eheleuten K priifen konnte, ob sie auch den Klégern
vorgelegen haben, wie die Beklagte behauptet. Die nach § 563 2P
gebotene Priifung des Revisivnsgerichts exrgibt jedoch, daB die
hntschezdung des Berufurgsgeﬂlchts aus anderen.Grunden aufrecht-
zuerhalten ist. :

2, Mit dem Hilfsantrag der Klage machen die Kléger die Gewsdhr-
leistungspflicht der Beklagten als Verkhuferin aus § 434 BGB
geltend, da8 nimlich der Verkiufer verpflichtet ist, dem Kdufer
den verkauften Gegenstand frei von Rechten zu verschaffen, die
von Dritten gegen den K&ufer geltend gemacht werden kidnnen. Ein
nach § 579 BGB wegen'ﬁberlaésung des Grundstiicks vor der Ver-
HuBerung gegen den Kiufer wirkendes Mietrecht f#llt unter § 434
BGB. Da dic Kliger lediglich Befreiung von einem iiber den 3.
.September 1964 hinausreichenden Mietrecht begehren, ist ihr
Gewilhrleistungsanspiruch unbeg*dndet, wenn ein iiber den genanntw
Zeitpunkt hinausreichendes gegen die Kléger nach § 572 BGB wirkey
des Mietrecht nicht bestcht

a) Die gegenwdrtigen Mieter, die Eheleute X , sind nach
dem Nachtragsvertrag vom 2. Oktober 1954 "in die Vertragsverhili-
nisse des Herrn LE@" - gemeint waren die jeweiligen Eheleute -
cingetreten. Dieser Vertrag konnte hinsichtlich des Mietrechts
der Ehelcute Kl ols dic mit Zustimmung des Vermieters (der
Beklagten) vorgenormene idbhtretung des Mietrechis der Eheleute iy



- 10 -

aufgefallt werden. Eine solche Abtretung hitte aber den Ehclecuten
KINEE nur a2llenfalls ein auf unbestimmte Zeit wirksames, gomill
§ 565 BGB kiindbares Mietrecht verschafft.

Da der Hietvertrag fiir 1§ngefe Zeit als ein Jahr geschlos-
sen war, bedurfte er nach § 566 BGB wie erwdhnt der Schriftform.
Sie war durch den Darlehensvertrag nicht erfiillt, da dieser nur
don AbgchiuBl eines Mictvertrages erst in Aussicht stellte (§ 5)
und filr die Partveien wesentliche Besﬁimmungen hingichtlich des
Mietverhdltnisses noch nicht enthielt, Sie crscheinen erst in
dem Schreiben der Beklagten vom 0. Dezember 195%. Dieses Schrei-
ben geniigt a2ber seinerseits den Anforderungen des § 126 Abs. 2
BGB nicht, da die Beklagte nur ihr Angebot und der Kliéger dann
die Annahme unterzeichnet hat (RGZ 105, 60). Aber auch wenn man
die im Schreiben vom 0. Dezember 1953 gewihlte ¥Form des Vertrags—
schlvsgez mit dem PreuBischen Oberverwaltungsgericht,'JW 1932,
2485, fir ausreichend h#lt, fehlt es an der Schriftform dennoch,
weil die wichtigen Kﬁndigungsbedingungen im Schreiben vom 1?0,
Dezember 1953 fehlen und es schon an einer Bezugnalme aul den
Dzrlehensvertrag fehlt (Palendt, BGB 22, Aufl. § 126 Anm. 2).

Da es hior um die Wirkung gegen Drittc geht und § 566 BGB die
Schriftform gerade im Ainblick auf den Xdufer eines Grundstiicks
und die Wirkung des § 577 BGB bestimmt, ist nicht zu erbdrtern,
ob gegeniiber einer Kiindigung der Beklagten gelbst T sich hétte
auf den Vorvertrag, der 20jihrige Unkiinébarkeit vorsah, berufen
kommen (hierzu BGH Urteil vom 15, April 1955, V ZR 181/53, Ik
BGB § 242 Ca Nr. 1; weiteres Urteil vom 3, Juli 1963 V ZR 221,62
S. 7 der Griinde; s. auch Soergel/Hefermehl, BGB § 125 Anm, 22
und KGZ 170, 203, 205). Auch liegt der om chester in Betracht
wommende Pall, def dic sich aufl die Unwirksemkeit berufende
Tortei die andere von der EZinhaltung der Formvorschrift abge-
holten kat (RG JW 1936, 97), nicht vor,



b) Als Recktsgrundlage fiir ein zur Zeit des Eigentumsiiber.
gangs bestchendes ilber den 30. September 1964 gegen dic Kléger
wirkendes Mietrecht kommt demnach nur der Nachtragsvertrag von
2, Oktober 1954 als neugeschlossener Mietvertrag zwischen den
Ehcleuten KQIund dor Beklagten in Betracht. DaB die Vertrs
parteieh noch gar keinen langfristigen Mietvertrag nitten schli
sen wollen, trifft im Gegensatz zur Auffassung der Revisionabeﬁ
‘wortung nicht zu, da in § 2 als Mietdauer die Zeit vom 1. Oktobe
1954 bis 30. September 1974 angegeben ist, also ein schon%?&f
dem VertragsabschluB liegender Zeitpunkt. Die Bestimmung, das
nach erfolgter Abrechnung des Hazuses ein endgiiltiger Nutzungs-
vertrag mit dem Ladeninhaber abgeschlossen werde, spricht jeden
falls fiir diesen Wachiragsvertrag nicht zwingend gegen den Ab-
schluB eines Mietvértrages fiilr die genannte Zeit. Der Nachtrags-
vertrag allein geniigt nun den Anforderungen der §§ 126, 566 BG3
iiber dic Schriftform nicht, da er weder das Mietobjekt genau
angibt, noch den Mietpreis nennt und auBerdem nach dem ¥illen
der Vertragsparteien weiterc Bestimmungen aus dem in /denvNaehtry
angefihrten Darlehensvertrag vom 3. September 1953 und dem
"ijetabkommen" vom 10. Dezember 1953 zum Inhalt des Mietwéer-
trages gehdren sollten, der Zweng zur Schriftform sich aber auf
alle Vereinborungen erstreckt, aus denen sich nach dem Willen
der VertragschlieBenden der Mietvertrag zusammensetzen soll
(BGH NJW 1954, 425 = LM BGB § 566 Nr. 2). Nach der hbchstrichte-
lichen Rechtsprechung (RGZ 105, 292; 107, 29%, 294; 125, 156,
158/9; 131, 1; 136, 422, 425; RG HRR 1928 Nr, 1960; BGHZ 26, 14,
vgl. auch BGB RGRK 11, -Aufl. § 126 Anms 3; Erman/Hefermehl, BGB
5, Aufl., § 126 Anm. 2; Staudinger/Coing, BGB § 126 Ran. 27 und
Rdn, 6) bedarf es in solchem Fallfin der Regel auBer der Bezug-
nahoiec irn Inhalt der Haupturkunde auf die'erganzenden Urkunden
noch einer ktrperlichen Beifiigung dicser Urkunden zur Haupt-
urkunde entsprechend dem Willen der Beteiligten (s. auch BGH
Urteil vom 26. Februar 1962, VIII ZR 206,60, MDR 1962, 474 =
LM BGB § 566 Nr. 6). Freilich wird zu dem &hnlich liegenden Faly
der 8ffentlichien Beurkundung iir die Xrneuerung und Verl&ngerunq
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cines Vertrages keine neue Beurkundung des gesémten Vertrags—
inhelts verlangt (RGZ 77, 415, 418; BayZ 7934, 298) und hin-
sichtlich der Anlagen zu dffentlichen Urkunden ausgefiihrt,

§ 176 Abn. 2 FGG {s. auch § ?60 Abs. 3 ZP0O) wolle dic Fragce,

ob und wann cine Anlage Protokollbestandteil ist, nicht regeln
und regle sie auch nicht (RGZ 97, 295). Es wird in der Literatur
in dieser Hinsicht auch der Standpunkt vertreten, Beitrittser-
klirungen anderer seien auch dann giiltig, wenn die Urkunde iiber
dic friiheren Erkldrungen nicht zur Protokollanlage gemacht wird
(Schlegelberger, FGG 7. Aufl. § 176 Anm. 17 S. 929). Auch steht
es der Bezugnahme nicht entgegen, wenn die Willenserklidrungen,
auf dic in der Heupturkupde Bezug genommen wird, nicht von der-
solben Person abgegeben sind (RGZ 748, 349, 357). Allein im
gegenviirtigen Yall lag, wic bereits dargeten, ein den Anfor-
derungen des § 566 BGB entsprechender Vertrag, in den die Ehe-
leutc KHEEEE hitten cintreten kénnen, nicht vor. Es muBl an dem
Grundsatvz festgehalten werden, daB die Einheit der Urkunde, die
als YYosencmerkmal der Schriftform dem in § 126 Abs. 2 BGB vorge-
schenen Regelfall der Unterzeichnung einesg Schriftsticks zu ent-
nchimen ist, nicht blof durch dic gedankliche Verbindung, dic in
der Bezugnehme in der Haupturkunde liegt, sondern auch duBerlich
durch Beifiigung der in Bezug genommenen Urkunde zur Haupturkundo
in Erscheinung treten muB (weniger weitgehend anscheinend OLG

~ Kiel DNotZ 1915, 197, 200; Keidel, ¥GG 8. Aufl. § 176 Anm. 19,
strenger aber Schlegelberger aal. S. 929), umso mehr als der
Inhalt 8ffentlicher Urkunden in der Regel ohne gridBere Scawie-
rigkeiten festgestellt werden kann (Ausfertigung, Urschrift
beim Notar oder Gericht), an die beweissichere Verbindung der
‘Anlagen (Jonsen FGG § 176 A T; KGJ 48, *75) daher allenfalls
geringere Anforderungen gestellt werden konnen. Freilich kann
dic beigefiigte Urkunde von der Haupturkunde wieder getrennt
werden, Allein, es ist diés nicht anders zu bewerten, als die
Iioglichlieit einer Vernichtung einer Urkunde, die den Gesetzgeber
von der Porderung der Errichtung einer Urkunde in den geeigneten
¥illen nicht abgehelten hat. Im sugenblick der Erfiillung der
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Scehriftform miissen in Ubereinstimmung mit dem Willen der Parteiné
die Urkunden als ceinheitliche Urkunde #duflerlich erkennbax werden,
‘Dag iat jedoch nur der Fall, wenn die in der Baupturkunde in
Bezug genommenen Urkunden mit dieser derart verbunden werden,
daB diec Auflisung nur durch teilweisc Substanzzerstorung méglich,
wie dies beim Heften wit Faden oder Anleimen zutrifft. oder die
Verbindung doch derart ist, daB sie die als dauernd gewollte
Zusammengehtrigkeit #uBerlich erkannber macht und ihre Losung
Gewaltanwvendung erfordert, z.B. bei der Verbindﬁng mittels Heft-
maschine (so im Ergebnis wegen der Akfenheftﬁng wohl auch RGZ
148, 353). Auch in § 28 Abs. 2 der Dienstordnung fiir Notare vom
6. Miarz 1941 (abgedruckt bei'Sepid/Hornig, Bundesnotarordnung

4. Aufl. S. 720 £f und bei Keidel. FGG 8. Aufl.S. %256) ist eine
Verbindung mit Schnur und Siegel. vorgesehen, obwohl die Mitwir-
kung der beurkundenden Amtsperson eine zusdtzliche Gewdhr fiir die
Feststellung der Zusemmengehdrigkeit der Urkunden bieten wiirde.
Bei der Dienstordnung handelt es sich allerdings nicht um nach

- auBen wirkende Rechisvorschriften. (Seybold/Hornig, aal. 5.72’
Vorbem. 2), wie.auch ein VerstoB gegen landesrechtliche Vorschrlf
ten iiber die Art der Verbindung (Keidel aal § 176 Anm. 19) nach
§ 200 Abs. 2 FGG dic Gidltigkeit der Beurkundung nicht beeintrich-
tigt. Aus der zuletdt genannten gesetzlichen Bestimmung ist aber
nicht zu entnehmén5 daB es auf eina Verbindung selbet im Gegen-—
catz zu der Art der Verbindung fir die Giiltigkeit der Urkunde
iiberhaupt nicht ankommt. Ob geringerc Anforderungen an die Erfiil-
lung der Schriftform filr die Bezugnahme zuf andere Urkunden zu
stellen sind, wenn diese von den Parteien der Hsupturkunde auch
unterzeichnet sind, insbesondere bei Vertragsverléngerung oder
etwa fiir den Eintritt in einen formgerecht geschlossenen Vertrag,
oder sonst besonderce Félle eine Ausnahme zulassen, kann offen
bleiben, da derartiges nicht vorllegt

Nach § 442 BGB hat der X#ufer den Mangel im Recht zu beweise
wenn der Verkiufer ihn bestreitet. Die Verteidigung der Beklagten
ging nun zwar in dor Tatsacheninstanz - anders in der Revisions-
ingtanz - dchin, die Klidger hitten den Mangel im Recht gésannt,
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Trotzdem ist der gesetzlichen Vorschrift zu entnehmen, daB der
Kdufer die Tatsachen dartun muB, aus denen der Rechtsmangel folgt.
Die Kliiger hiatten demnach behaupten miissen, die im Nachirag ge-
nannten Urkunden seien mit der Nachtragsurkunde dem ¥illen der
Parteien entsprechend zusaﬁmengefﬁgt worden, Kine derartige
Behauptung haven die Klidger aber nicht aufgestellt. Sie haben
sich insbesondere den Vortrag der Nebenintervenienten, simtliche
Vertrége soien bei der Beklagten in einer Mappe herausnehmbar
zusanmengeheftet und unmittelbar nebencinander eingeordnct gewe-
sen (und so dem Kliger zur Kenntnis gebracht worden) - Bl. 76,
77 GA ~, nicht zu cigen gémacht, abgesehen davon, daB es sich
hierbei lediglich um cin Ablegen der gelochten Vertrdge in einer
Mappc mit Bligeln handelte, was kein Heften mit der ¥Folge einer
ausreichenden Verbindung im obigen Sinn bedeuten wiirde. Der
Xlager hat im Gegenteil bestritten, daB er den Hachtragsver-
trag bei der Beklagten gesehén habe. ZEine Riige nach § 139 ZPO
wit entsprechendem Vortrag ist von der Revision hinsichtlich

der Beifiigung der Urkunden nicht erhoben worden, so daB eine
Zuriickverweisung der Sache an die Tatsacheninstanz unter diesem
Gesichtspunkt augscheidet. Es erweist sich vielmehr auch der
Hilfsantrag der Beklagten als unbegriindet, ohne daB8 cs auf die
Riigen ank#mo, dic die Revigion gegen.die Begriindung vorbringt,
mit der dor Berufungspichier diesen Hilfsantrag abgewiesen hat.

Ob der Vertrag, den der Kliger mit den Eneleuten KNND
'“”.Hf§1956 geschlossen hat, diesen ein gwanzigjihriges i
Mietrecht verleiht, war nicht zu priifen, da die Klage damit: begriin-:
¢et ist, dic Beklagte habe dem Kléger einc falsche'Auslegung der
Begtimmungen iiber die Dauer des Mietverhdltnisses mitgeteilt,
ninlich da8 das Mietverhdltnis nach zehn Jahron und nicht nach
zwanzig Jahren kiindbar gei. Die mglicherweise eingetretenc
Bindung des 3exxlagten an seinen eigencn Vertrag hiétte nicht auf
diescer Mittcilung beruht, sondern ihre Ursache darin gechabt, daB

n

qie Kliager, wic sic selbst sagen, tberflissigerweise )98 GA

seinerseit:



einen neuen Mictvertrag mit Kl geschlossen und dadurch
sich gebunden haben. Weder der Gesichtspunkt des Verschuldens ;
tei AbsehluB des Kaufvertrages noch die Vorschrift des § 444 By,
die eine Pflicht des Verkidufers zur Beschaffung der auf die
rechtlichen Verhdltnisse des Kaufgegenstands besztiglichen Unter-
logen begriindet, nicht aber eine Pflicht zur Rechtsbelehrung -
(RGZ 108, 68), rechtfertigen den orhobenen Befreiungsanspruch

der Kldger.

IV,

Nach alledem erweist sich die Revision alsﬁunbegrﬁndet.
Da auch dic von Amts wegen vorzunehmende Priifung des Berufungs-
urteils auf richtige Anwendung des materiellen Rechts keinen
Rechtsverstof zu Lasten der Kliger ergeben hat, war ihr Rechts-
mittel mit dar'Kosténfolge des § 97 Abs. 1.ZP0 zuriickzuweisen.,

Dr. Tasche Sehuster Rothe

Dr. Freitag Mattern



	derKäBBHHVBB»

	I.


